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Höchstmengenverordnung Pflanzenbehandlungsmittel 

Der Parlamentarische Staatssekretär beim Bundesminister für 
Jugend, Familie und Gesundheit — 014/432/435 - KA 8 - 47 — hat 
mit Schreiben vom 26. April 1978 die Kleine Anfrage im Ein-
vernehmen mit dem Bundesminister für Ernährung, Landwirt-
schaft und Forsten wie folgt beantwortet: 

1. Soll durch den vom Bundesminister für Jugend, Familie und 
Gesundheit vorgelegten Verordnungsentwurf bewirkt werden, 
daß Nahrungsmittel pflanzlichen Ursprungs, auf oder in denen 
Pflanzenschutzmittel enthalten sind, deren Anwendung in der 
Bundesrepublik Deutschland verboten ist, in die Bundesrepublik 
Deutschland importiert werden dürfen? 

2. Hält die Bundesregierung es für logisch, die Anwendung be-
stimmter Pflanzenschutzmittel, wie beispielsweise DDT einerseits 
wegen ihrer hohen Giftigkeit zu verbieten, sie aber anderer-
seits über den Import pflanzlicher Produkte wieder zuzulassen? 

Im Interesse einer zusammenhängenden Sachdarstellung wer-
den die Fragen 1 und 2 zusammengefaßt beantwortet. 

Auf Grund des § 14 Abs. 1 Nr. 2 des Lebensmittel- und Be-
darfsgegenständegesetzes (LMBG) ist es seit dem 1. Januar 1978 
verboten, Lebensmittel in den Verkehr zu bringen, in oder auf 
denen Pflanzenschutzmittel vorhanden sind, die in der Bundes-
republik Deutschland nicht zugelassen sind oder hier bei den 
Lebensmitteln nicht angewendet werden dürfen, sofern nicht für 
Rückstände dieser Mittel durch Rechtsverordnung nach § 14 
Abs. 2 Nr. 1 Buchstabe a LMBG Höchstmengen festgesetzt oder 
nach § 14 Abs. 2 Nr. 2 LMBG Ausnahmen eingeräumt sind. Mit 



Drucksache 8/1754 	Deutscher Bundestag - 8. Wahlperiode 

der in der Kleinen Anfrage zitierten Höchstmengenverordnung 
Pflanzenbehandlungsmittel, die Höchstmengenfestsetzungen 
und Ausnahmevorschriften enthält, sollen — wie es die genann-
ten Vorschriften des LMBG vorsehen — im Interesse der Auf-
rechterhaltung des internationalen Warenverkehrs und der 
Sicherstellung der Versorgung der Bevölkerung mit Lebens-
mitteln die erforderlichen Einschränkungen des vorgenannten 
Verbots bewirkt werden, soweit dies gesundheitlich unbedenk-
lich ist. Im übrigen bleibt es bei dem Verbot des § 14 Abs. 1 
Nr. 2 LMBG. 

Der Konzeption der Verordnung liegen folgende Erwägungen 
zugrunde: 

Die Nichtzulassung eines Pflanzenschutzmittels in der Bundes-
republik Deutschland allein, die an das Verbot des § 14 Abs. 1 
Nr. 2 LMBG geknüpft ist, besagt noch nichts über die gesund-
heitliche Seite eines solchen Mittels. Nicht zugelassen sind in 
erster Linie alle die Mittel, die das im Pflanzenschutzrecht ge-
regelte Zulassungsverfahren, das nur auf Antrag eingeleitet 
wird, nicht durchlaufen haben. Diese Mittel dürfen in der Bun-
desrepublik Deutschland nicht in den Verkehr gebracht werden, 
ihre Anwendung ist nicht ausdrücklich verboten, wenngleich in 
praxi durch das Verbot des Inverkehrbringens auch ihre An-
wendung weitestgehend ausgeschlossen ist. Viele dieser Mittel 
könnten in der Bundesrepublik Deutschland zugelassen werden, 
wenn ein entsprechender Zulassungsantrag gestellt würde. In 
bezug auf solche nicht zugelassenen Mittel sollen durch Fest-
setzungen von Höchstmengen für Rückstände in der Höchst-
mengenverordnung Pflanzenbehandlungsmittel — wie es das 
LMBG vorsieht — Einschränkungen des aus gesundheitlichen 
Gründen nicht erforderlichen Verbots bewirkt werden. 

Anders verhält es sich bei Stoffen, die wegen ihrer toxischen 
oder umweltfeindlichen Eigenschaften für eine Zulassung nicht 
in Betracht kommen oder deren Zulassung im Zulassungsver-
fahren bereits abgelehnt, später zurückgenommen oder nach 
Ablauf der festgesetzten Frist nicht verlängert worden ist oder 
deren Anwendung durch Verbote oder Gebote in pflanzen- 
schutzrechtlichen Vorschriften oder im Falle des erwähnten 
Mittels DDT im DDT-Gesetz ausdrücklich ausgeschlossen oder 
eingeschränkt worden ist. Für solche Mittel sind in der Höchst-
mengenverordnung Pflanzenbehandlungsmittel zum Teil keine 
Höchstmengen und keine Ausnahmen zugelassen worden, so 
daß es insoweit bei dem absoluten gesetzlichen Verbot des § 14 
Abs. 1 Nr. 2 LMBG verbleibt. Soweit durch Höchstmengenfest-
setzungen das gesetzliche Verbot insoweit aufgehoben worden 
ist, ist dies unter Abwägung aller Gegebenheiten und selbst-
verständlich nur in dem gesundheitlich vertretbaren Umfang 
durch zumeist sehr niedrig bemessene Toleranzen geschehen. 
Modifizierungen des Verbots des § 14 Abs. 1 Nr. 2 LMBG in 
bezug auf diese an sich unerwünschten Stoffe waren erforder

-

lich, weil z. B. berücksichtigt werden mußte, daß bestimmte 
chlorierte Kohlenwasserstoffe, wie DDT, aber auch eine Reihe 
der in der Anlage 1 Liste B der Höchstmengenverordnung 
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Pflanzenbehandlungsmittel aufgeführten Stoffe, deren Anwen-
dung in der Bundesrepublik Deutschland ausdrücklich verboten 
worden ist, sehr persistent sind, d. h. aus früherer Anwendung 
in den Böden vorhandene Reste bauen sich nur sehr langsam 
ab. Dies gilt weltweit. Es muß daher noch über einige Zeit hin-
weg mit dem Auftreten gewisser Rückstände dieser Mittel in 
Lebensmitteln gerechnet werden, auch wenn diese Mittel nicht 
mehr angewendet werden dürfen. Es ist zu erwarten, daß mit 
der Zeit die Anwendung dieser Stoffe auch in anderen Ländern 
wie in der Bundesrepublik Deutschland nach und nach einge-
schränkt bzw. verboten wird, so daß Rückstände dieser Stoffe 
in Lebensmitteln dann nicht mehr auftreten werden. 

Hiervon abgesehen bereitet jedoch ein besonderes Problem die 
Tatsache, daß in bestimmten Ländern, aus denen Lebensmittel 
eingeführt werden müssen, die bei uns aus klimatischen Grün-
den nicht angebaut werden können, wegen der in diesen Län-
dern bestehenden besonderen Verhältnisse die Anwendung 
dieser bei uns unerwünschten Pflanzenschutzmittel bis jetzt 
nicht verboten ist und zunächst ein Verbot auch nicht zu er-
warten ist. Dies gilt insbesondere für DDT, das in bestimmten 
Gebieten in breitem Umfang auch bei der Malariabekämpfung 
eingesetzt werden muß. Pflanzliche Produkte aus diesen Län-
dern können daher Rückstände solcher Mittel aufweisen. Um 
den Import von Lebensmitteln aus solchen Gebieten weiterhin 
zu ermöglichen, müssen gewisse gesundheitlich vertretbare 
Höchstmengen in Kauf genommen werden. So mußte z. B. für 
Tee und teeähnliche Erzeugnisse bei DDT und den in Anlage 1 
Liste B der Höchstmengenverordnung Pflanzenbehandlungs-
mittel aufgeführten Stoffen ein relativ höherer Höchstmengen

-

wert festgesetzt werden, um das Inverkehrbringen dieser Le-
bensmittel zu ermöglichen. Dabei ist noch zu berücksichtigen, 
daß die Höchstmengen für Tee anders als bei sonstigen Lebens-
mitteln auf das getrocknete Erzeugnis zu beziehen sind, was 
wegen des mit der Trocknung einhergehenden Wasserverlustes 
relativ höhere Werte bedingt. Abgesehen davon ist durch ex-
perimentelle Untersuchungen nachgewiesen, daß bei der übli-
chen Zubereitung von Getränken aus diesen Erzeugnissen nur 
geringe Mengen dieser Stoffe in die Aufgußflüssigkeit über-
gehen. 

3. Entstehen nicht durch die Zulassung von Importen pflanzlicher 
Erzeugnisse, die mit in der Bundesrepublik Deutschland ver-
botenen Pflanzenschutzmitteln behandelt worden sind, Wett-
bewerbsverzerrungen zuungunsten der deutschen Produzenten? 

Gegen die in der Bundesrepublik Deutschland auftretenden 
Schadorganismen und Pflanzenkrankheiten sind die erforder-
lichen Pflanzenschutzmittel zugelassen, so daß auch die deut-
schen Produzenten die erforderlichen Pflanzenschutzmaßnahmen 
durchführen können. Darin, daß in anderen Ländern andere 
Mittel verwendet werden dürfen und daß in gewissem gesund-
heitlich vertretbarem Umfang Importe mit Rückständen von bei 
uns nicht zugelassenen Pflanzenschutzmitteln auch für die Zeit 
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nach dem Inkrafttreten des § 14 Abs. 1 Nr. 2 LMBG zugelassen 
werden sollen, kann eine Wettbewerbsverzerrung nicht ge-
sehen werden. 

4. Kann die Bundesregierung mit Sicherheit ausschließen, daß 
keine mit in der Bundesrepublik Deutschland verbotenen Pflan-
zenschutzmitteln behandelten pflanzlichen Produkte importiert 
werden, sofern die im Verordnungsentwurf enthaltenen Höchst-
mengen überschritten werden, und wie gewährleistet sie eine 
lückenlose Kontrolle? 

Nach den §§ 40 ff. LMBG obliegt die Überwachung der lebens-
mittelrechtlichen Vorschriften den zuständigen Behörden der 
Länder. Diese haben sich — in eigener Verantwortung — durch 
regelmäßige Überprüfungen und Probenahmen davon zu über-
zeugen, daß die Vorschriften eingehalten werden. Die Notwen-
digkeit der Überwachung besteht sowohl im Hinblick auf die 
Einhaltung der in der Höchstmengenverordnung Pflanzen-
behandlungsmittel vorgesehenen Höchstmengenfestsetzungen 
wie auch für die Einhaltung des Verbots des § 14 Abs. 1 Nr. 2 
LMBG, wonach Lebensmittel keine Rückstände von nicht zuge-
lassenen Pflanzenschutzmitteln enthalten dürfen. 

5. Stehen für die Kontrollen an den Grenzen in den chemischen 
oder sonstigen Untersuchungsanstalten bereits ausreichende 
Analysemethoden und vor allem die technischen Einrichtungen 
zur Verfügung, und wie hoch sind die Kosten für die Analysen? 

Die in der Höchstmengenverordnung Pflanzenbehandlungs-
mittel aufgeführten Stoffe sind in der Fachliteratur des In- und 
Auslandes hinsichtlich ihrer Eigenschaften und Nachweismög-
lichkeiten beschrieben, so daß sich die mit der Lebensmittel-
überwachung befaßten Fachleute die notwendigen Kenntnisse 
zur Durchführung der Analysen beschaffen können. Die Über-
wachung der neu in die Höchstmengenverordnung Pflanzen-
behandlungsmittel aufgenommenen Stoffe erfordert die gleiche 
Grundausstattung wie die Überwachung der bisher schon in der 
Höchstmengenverordnung Pflanzenschutz, pflanzliche Lebens-
mittel geregelten Stoffe. 

Die Höhe der Kosten für die Analyse der verschiedenen Stoffe 
ist unterschiedlich. Sie hängt nicht zuletzt auch von dem für die 
Untersuchung erforderlichen Arbeitsaufwand ab. 

6. Ist sich die Bundesregierung darüber im klaren, daß bei der in 
Vorbereitung befindlichen Höchstmengenverordnung für 
tierische Lebensmittel die importierten Lebensmittel auf rund 
800 in der Bundesrepublik Deutschland nicht zugelassene Stoffe 
untersucht werden müßten? 

7. Wie hoch sind voraussichtlich die Kosten der Untersuchung 
tierischer Lebensmittel, und wer trägt diese? 

Die in der Beantwortung der Fragen 1 und 2 dargelegten 
Gründe für die Festsetzung von Höchstmengen nicht zugelas-
sener Pflanzenschutzmittel als Rückstände in Lebensmitteln 
pflanzlicher Herkunft sind auch maßgebend für die vorgesehene 
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Änderung der Höchstmengenverordnung, tierische Lebensmit-
tel. Bei den von Tieren gewonnenen Lebensmitteln ist jedoch 
mit einer geringeren Anzahl von Pestizidrückständen zu rech-
nen als bei Lebensmitteln pflanzlicher Herkunft, weil die Mehr-
zahl der in Frage kommenden Stoffe entweder gar nicht an 
Tiere gelangen kann oder im tierischen Organismus abgebaut 
und ausgeschieden wird. Für 22 Stoffe, die bei Tieren oder von 
Tieren gewonnenen Erzeugnissen auftreten können, kann — ent-
gegen dem in § 14 Abs. 1 Nr. 2 LMBG enthaltenen absoluten 
Verbot des Vorhandenseins in Lebensmitteln — eine gewisse 
Toleranz zugestanden werden, die gesundheitlich vertretbar ist 
und dem Handel keine größeren Beschränkungen auferlegt, als 
für die Zielsetzung der Schutzvorschriften des LMBG erforder-
lich ist. Im übrigen gilt das Verbot des § 14 Abs. 1 Nr. 2 LMBG. 
Die Kontrolluntersuchungen auf Rückstände in Lebensmitteln 
tierischer Herkunft werden wie in allen Bereichen der Lebens-
mittelüberwachung nur in Form von Stichprobenuntersuchun-
gen durchgeführt werden können. Hinsichtlich der zu erwarten-
den Untersuchungskosten wird auf die Ausführungen zu Frage 
Nr. 5 verwiesen. Soweit Untersuchungen auf Rückstände sich 
aus der Verpflichtung zur Einhaltung der im Verkehr mit Le-
bensmitteln erforderlichen Sorgfalt ergeben, sind die hierbei 
anfallenden Kosten von dem Verfügungsberechtigten zu tragen. 




